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23. Bezirk

„Der Wähler hat immer recht.
Kann schon sein. Aber er war
heute ein Trottel.“ Das schrieb
der steirische ÖVP Kämmerer
Gunther Riedlsperger, nach der
für Schwarz/Rot katastrophalen
Wahl auf Facebook.

Entlarvend wie Funktionäre
der einstigen Großparteien
jene Wähler sehen, die ihnen in
Scharen davongelaufen sind.
Sie wollen trotzdem weiter ma-
chen wie bisher. Es gilt das
„gebrochene Wort“ des SP
LH Kandidaten Voves, der
ja noch am Wahlmorgen
zurücktreten wollte, wenn er
weniger als 30% der Stim-
men erhalten würde. Nach
den desaströsen Verlusten
war es dann plötzlich an-
ders. Er nahm sich ein Bei-
spiel am Notariatsakt der
Grünen in Wien und blieb.
Bis er dann die Nerven
verlor und die steirische SP
an die VP verschenkte. Seit-
her wird das von manchen
Medien als „Selbstlosig-
keit“ verkauft, weil er unbe-

dingt die siegreiche FPÖ, die sich
verdreifacht hatte, verhindern
wollte. Sehr viel seiner Genossen
sehen dies aber als „bedingungs-
lose Kapitulation. Sein Verhalten
ist kein Einzelfall. Unter Kanzler
Faymann hat die SPÖ 12 von 14

Wahlen verloren und
auch der klammert sich
noch immer an seinen
Sessel am Ballhausplatz.
Spätestens nach der
Wienwahl hat auch seine
Stunde geschlagen!

Kontakt zur Rea-
lität verloren

Auch in Wien haben die Funkti-
onäre der Regierungskoalition je-
den Kontakt zur Realität verloren.
Sie glauben die Wahl mit Events
(Lifeball, Songcontest …), Am-

pelweibchen und singenden Ka-
naldeckeln zu gewinnen, wäh-
rend die Arbeitslosigkeit in Wien
geradezu explodiert, die Qualität
der Schulabgänger in den Keller
geht und Messerstechereien und
Gewalt immer mehr alltäglich
werden.

Hohe Verschuldung
der Stadt Wien

Uns Freiheitlichen wird dabei
vorgeworfen, wir würden alle
Probleme auf die steigende Mig-
ration - ein Ende ist nicht abzuse-
hen - und die EU schieben. Das
stimmt nicht. Die unverantwort-
liche Verschuldung der Stadt
und das Verpulvern von Mit-
teln in obskure Projekte und
zweifelhafte Vereine, ist ein-
deutig der Regierung zuzurech-

nen. Wenn aber die
Arbeitslosenzahl er-
schreckend ansteigt
und gleichzeitig die
Öffnung des Ar-
beitsmarktes für
Asylwerber gefor-
dert wird, dann ist
das schizophren und
umso unlogischer,
weil gleichzeitig aus
der Statistik hervor-
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Eine Entgleisung der übelsten Art

Der Wähler hat immer recht, aber
ist er deswegen ein Trottel?
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AKTIVITÄTEN DER
FREIHEITLICHEN

* Bürgerkontakte

* Besichtigung von
Problemstellen im

 Bezirk

* Fotos & Videos

* Pressedienste

* Zeitungsausschnitte

* Internet

* Lärmmessungen in
  Liesing

WIR NEHMEN
IHRE WÜNSCHE
UND SORGEN

ERNST

Gerne nehmen wir uns
für Sie Zeit. Bitte infor-
mieren Sie uns über Ihre
Probleme und vereinba-
ren Sie mit uns einen
Gesprächstermin!

Je nach Bedarf erstellen
wir auch Foto- und Vide-
odokumentationen über
Ihre Themen. Diese kön-
nen dann Behörden oder
Vertretern von Medien
als Darstellung vorgelegt
werden. Es fallen dabei
keine Kosten für Sie an!

Bei Lärmproblemen in
Ihrer Umgebung, stellen
wir Ihnen gerne kostenlos
ein Lärmmessgerät zur
Verfügung.

Bildschirmfoto aus dem Internet

Umweltstadträtin Ulli Sima lauscht fasziniert einem
„singenden“ Kanaldeckel.
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geht, dass Migranten ohne
ausreichende Deutsch-
kenntnisse oder Schulab-
schluss bei den Sozialhilfebezie-
hern weit überproportional
vertreten sind.

Verschärfend wirkt dabei noch
der Zuzug von besser ausgebil-
deten EU-Bürgern, die vor allem
die Gruppe der Türken weiter in
die soziale Hängematte (die na-
türlich von uns finanziert werden
muss) verdrängen.

Immer mehr Probleme
durch ungehemmte

Zuwanderung

Die neuen EU-Staaten und Osteu-
ropa schicken aber nicht nur die
gut ausgebildeten Arbeitswilli-
gen, sondern exportieren auch
Prostitution, Bettler und Krimi-
nelle. Knapp die Hälfte der In-

sassen unserer Gefängnisse
(Kosten pro Häftling und  Tag
zwischen 150,- € und 300,- €!)
sind Ausländer. Und auch der
größte Teil der Problematik in
unseren Schulen ist auf die unge-
hemmte Zuwanderung zurückzu-
führen!

Monatlich kommen bis
zu 10.000 Asylwerber

nach Österreich

Gänzlich außer Kontrolle geraten
ist aber die Migration von über-
wiegend Wirtschaftsflüchtlingen
aus Nordafrika. Man will uns ein-
reden, dass für ein „reiches Land“
wie Österreich (Staatsverschul-
dung „nur“ über 80% des Brutto-
inlandsproduktes) doch einige
hundert Flüchtlinge kein Problem
bedeuten können. Gegenwärtig
aber kommen zwischen 250
und 300 (erfasste) Asylwerber
täglich. Das ergibt pro Monat

fast 10.000 Menschen, denen
Unterkünfte mit einem „öster-
reichischen Standard“, wie es
manche Organisationen for-
dern, gegeben werden sollen.
Hinsichtlich Wohnungsbedarf
müsste Österreich dann alle 3
Monate zwei Mal eine Stadt wie
Eisenstadt errichten und deren
Bewohner mit der gesamten Ein-
richtung, Kleidung und sozialer
Versorgung ausstatten, von
Arbeitsplätzen ganz zu schwei-
gen. Mit der EU-Solidarität ist es
in dieser Frage nicht weit her.

„Die 3 Baltikumstaaten neh-
men gemeinsam pro Jahr so
viele Asylwerber auf wie Öster-
reich in einem“ erklärte kürzlich
ein Vertreter des BMI im ORF.

Die Regierungen in Bund und
Stadt, aber auch in der EU, ste-
hen diesem Ansturm aus Afrika
hilflos gegenüber. Sie wagen es

nicht die Wahrheit zu sagen, weil
sich die harte Realität nicht mit
ihren gutmenschlichen Traum-
vorstellungen deckt, und sie
außerdem eingestehen müssten,
dass sie schon seit langem versagt
haben und in die falsche Richtung
steuern. Der Schock der letzten
Wahlen hat sie etwas aus ihrer
Lethargie gerissen, er genügt aber
noch nicht.

Erst Wien muss der wirkli-
che Erdrutsch werden um
eine Kursänderung im Sin-
ne der eingesessenen Bevöl-
kerung einzuleiten. Wenn
dies nicht geschieht wird
man unsere Heimat und un-
sere Stadt in einer Genera-
tion nicht wie-
dererkennen.

Mag. Wolfgang JUNG
(Bezirksobmann FPÖ
Liesing, Gemeinderat
und Abg. z. Landtag)
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Grabsteine als Baumaterial verwendet

Grabsteine dienen zur
Bodenbefestigung

In den letzten Monaten wurde,
zwischen Willergasse und Kai-
ser-Franz-Josef-Straße, ein wei-
teres Teilstück des Liesing-
baches renaturiert.

Für die Bauarbeiten wurden
dabei auch Grabsteine aufge-
lassener Gräber verwendet.

Diese Vorgangsweise ist we-
nig pietätvoll, aber in Wien
offenbar durchaus üblich.
Selbst bei Straßenbauarbei-
ten finden ausgediente Grab-
steine Verwendung. Wir ver-
langen daher, dass dabei zu-
mindest die Inschriften ent-
fernt werden. Nicht so an der
Liesing, hier wurden ca. ein
Dutzend Grabsteine, mit der
Inschrift nach oben, als Boden-

befestigung verwendet.
Dies wurde durch un-
seren Bezirksobmann
im Gemeinderat bemän-
gelt, die zuständige
Stadträtin Sima fand es
bisher aber nicht not-
wendig einzuschreiten.

Man stelle sich vor, die
Grabsteine würden
von einer nichtchristli-
chen Religionsgemein-
schaft stammen, der
Skandal wäre öster-
reichweit Diskussions-
thema. Die FPÖ for-
dert eine Änderung
dieser Zustände.

Eine Besserung ist
nicht in Sicht

Trotz zahlreicher Verspre-
chen von SPÖ und Grünen,
leiden noch immer tausende
Liesinger unter dem weiter
zunehmenden Fluglärm. Zu
bis zu 85 Starts pro Tag
kommt es alleine über Liesing!

Die Bürgerinitiative "Liesing
gegen Fluglärm" veranstaltete
deshalb am  Samstag, dem 30.
Mai eine Demonstration vor
dem Parlament. "Ein eindrucks-
voller Protest, welcher die ver-
antwortlichen Politiker in Bund

und Stadt endlich aufrütteln
sollte.  Der von den Bürgern und
der FPÖ zur Lärmreduzierung
seit langem geforderte gekurvte
Anflug kommt ebenso wie
alternative Flugrouten über
weniger dicht besiedeltes Ge-
biet leider nur gelegentlich in
Sonntagsreden der rot-grünen
Rathauskoalition vor.

FPÖ-Fluglärmsprecher LAbg.
Toni Mahdalik und Liesings
FPÖ-Klubobmann Roman
Schmid unterstützten die Pro-
testkundgebung und fordern
von Rot/Grün endlich Taten
statt leerer Worte.

 Eindrucksvoller Protest gegen Fluglärm

Auch Freiheitliche Liesinger Bezirksmandatare protestierten vor dem Wiener Parlament.Grabsteine als Böschungsbefestigung beim Liesingbach.



Auf dem Grundstück Haymo-
gasse Nr. 16-20, wurde überra-
schenderweise eine Baugeneh-
migung für die Errichtung von
fünf Wohnblöcken erteilt, ob-
wohl der Bauträger beabsichtigt,
die zulässig zu verbauende Flä-
che um 25 Prozent und auch noch
die erlaubte Bauhöhe um ein
viertes Stockwerk zu überschrei-
ten. Da bisher alle Einwendun-
gen der Nachbarn ignoriert wur-
den und auch am Bauausschuss
des Bezirks „vorbeigearbeitet“
wurde, haben die Anrainer meh-
rere Beschwerden vor dem Ver-
waltungsgericht eingebracht.

Schiefe Optik bei Erteilung
der Baugenehmigung

Auch aus politischer Sicht ist
diese Vorgangsweise mehr als
fragwürdig. Während sich der
Bauausschuss des Bezirkes bei

den kleinen „Häuslbauern“
schon mit geringen Abwei-
chungen der Bauordnung be-
schäftigen muss, können an-
scheinend die großen Bauträ-
ger um 25 Prozent mehr als
zulässig verbauen und auch
noch ein Stockwerk drauf-
setzen, ohne dass der Bau-
ausschuss etwas davon erfährt.

Anscheinend hatte jemand die
Befürchtung, dieser könnte
sich dagegen aussprechen,
denn die Freiheitlichen Be-
zirksräte hätten dem Vorha-
ben sicher nicht zugestimmt.

Umstrittenes Bauvorhaben in Mauer - Anrainer ziehen vor Gericht
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Aggressive Bettelbanden –
auch in Liesing ein

zunehmendes Problem

Das aggressive Bettlerunwesen
gehört in vielen Teilen Wiens
bereits zum traurigen Alltag.

Auch vor Liesing hat die Bett-
lermafia nicht halt gemacht.
Sie besetzen in Banden leer
stehende Gebäude, die ihnen
als Unterschlupf und Aus-
gangspunkt für ihre Touren
dienen. In den öffentlichen
Verkehrsmitteln kann man sie
auf dem Weg zu ihren „Ar-
beitsplätzen“ in die Innenstadt,
zu Einkaufszentren und Halte-
stellen der Verkehrsbetriebe be-
obachten. Aufgrund ihrer stei-
genden Zahl, hat mittlerweile
ein Verdrängungswettbewerb
eingesetzt, aufgrund dessen sie
nun vermehrt auch in den
Außenbezirken wie Liesing an-
zutreffen sind.

FPÖ fordert Bettelverbot an
neuralgischen Punkten

In Liesing treiben die Bettel-
banden ihr Unwesen um den
Liesinger Bahnhof, aber auch
auf den Supermarktparkplätzen
wird aggressiv gebettelt, oft in
Form von aufdringlichen Zei-
tungsverkäufern oder beim

aggressiven Angebot von Ein-
kaufswagerln, auch in der Tief-
garage im Riverside.

Mit Fragen: „Wie viel Klein-
geld hast Du?“ versuchen die
Bettler mit den Passanten ins
Gespräch zu kommen, wie
uns eine ältere Dame, die sich
auf ein solches Gespräch ein-
gelassen hatte berichtet,
danach war die Brieftasche
weg …

Bisher hat die Rot/Grüne Rat-
hauskoalition ein Bettelverbot
immer abgelehnt, obwohl sogar
das SP-regierte Salzburg ein
solches eingeführt hat. Auf-
grund der zunehmenden Pro-
blematik werden wir Frei-

heitlichen aber weiterhin für
zumindest sektorale Bettel-
verbote an neuralgischen
Punkten, wie Einkaufsstra-
ßen, in öffentlichen Verkehrs-
mitteln (dort gilt es eigentlich
schon) oder Öffi-Stationen
eintreten.

Auch Liesing bleibt vom Bettlerunwesen nicht verschont

Kaum ein Supermarkt ist mehr verschont, vor welchen Bettler den Kunden auflauern.

Zur Sammeltransporthilfe werden oftmals
Einkaufswagerl entwendet und später
irgendwo abgestellt.

Verkehrspolitik auf Rot /
Grün: Ampelweibchen ja

- Busanbindung nein

In Liesing leben ca. 96.000
Menschen - Tendenz stark stei-
gend - trotzdem werden die öf-
fentlichen Verkehrsmittel man-
cherorts ausgedünnt. So auch
die Autobuslinie  64A, die am
Wochenende nur mehr kurz ge-
führt wird. Somit ist der Liesinger
Friedhof mit den Öffis nicht mehr
erreichbar. Betroffen davon sind
vor allem ältere und gebrechliche
Personen, die auf die öffentlichen
Verkehrsmittel angewiesen sind.
Ihre Ausdünnung  ist ein Är-
gernis besonders für Monats-
und Jahreskartenbesitzer.

Die FPÖ hat deshalb den An-
trag eingebracht, die Linie 64A
auch in Zukunft wieder am
Wochenende bis an den Liesin-
ger Friedhof zu führen. Das
Büro von Stadträtin Brauner
lehnte dies aber ab.

Autobuslinie  64A

Artikel aus der Kronen-Zeitung.



Grillorgien im Draschepark sorgen seit Jahren für Ärgernisse
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Draschepark - Müllberge und
Fäkalien nach Grillorgien

In Inzersdorf hat wieder die Grillsaison
Einzug in den Draschepark gehalten. Ge-
nutzt wird dieser hauptsächlich von Ange-
hörigen der türkischen Gemeinde - „Öster-
reicher“ sind an den Grilltagen kaum  mehr
anzutreffen.

In der Vergan-
genheit wurden
sogar Spazier-
gänger mit Hun-
den immer wie-
der von den
„Grilltouristen“
angepöbelt - die
eingesessenen
Wiener fühlen
sich in der Park-
anlage einfach nicht mehr zuhause.

Nach den Wochenenden zeugen dann wahre
Müllberge von regelrechten Grillorgien. Die
auf  Kosten der Steuerzahler aufgestellten
Müllcontainer sind hingegen fast unbenützt.
Obwohl auch zahlreiche mobile Toiletten
aufgestellt wurden, sind manche Parkwege
mit Fäkalien und Toilettenpapier geradezu
übersät. Abgesehen von den hohen Kosten
für die Müllbeseitigung und Toilettenan-

lagen, ist dieser Zu-
tand nicht nur unap-
petitlich, sondern auch
gesundheitsgefähr-
end. Gerade spielen-
de Kinder sind durch
die Fäkalien einem
erhöhten Infektions-

risiko ausgesetzt,
aber auch die Anrai-
ner werden durch
Lärm und Rauchbe-
lästigung in Mitlei-
denschaft gezogen.

FPÖ-Antrag: Grillverbot und
Neugestaltung

Der einst stattliche  Schlosspark hat
wahrlich schon bessere Zeiten ge-
sehen und neben dem Liesinger
Straßenstrich, zählt er heute zu den
Schandflecken des Bezirkes.

Die FPÖ hat be-
reits im Septem-
ber 2010 folgen-
den Antrag ein-
gebracht: „Die
zuständigen Stel-
len der Stadt
Wien mögen im
Zuge der  Neuge-
staltung auf dem
Gelände der ehe-

maligen Inzersdorfer Nahrungsmittel-
werke, den nahe gelegenen Draschepark
durch eine entsprechende Umgestaltung
für die Inzersdorfer Bevölkerung wieder
zu einem attraktiven Erholungsgebiet
machen. Im Rahmen dieser Neugestal-

tung soll für die
gesamte Parkan-
lage ein Grillver-
bot verhängt wer-
den.“

In weiterer Folge
wurde vereinbart,
dass dieser Antrag
umgesetzt werden
wird, sobald die
Wohnungen auf
dem Gelände der
ehemaligen Inzers-
dorfer Nahrungs-
mittelwerke errich-

tet werden. Der Zeitpunkt ist jetzt ge-
kommen.

Die Liesinger Freiheitlichen werden des-
halb darauf achten, dass diese Verein-
barung auch eingehalten wird, damit die
Parkanlage in Zukunft wieder als
Erholungsgebiet für „ALLE“ zur Ver-
fügung steht.

Achtlos liegen gelassene Essensreste locken immer öfter Raten an.

Die Parkwege sind mit Fäkalien und Toilettenpapier geradezu übersät.

Rauchschwaden unzähligen Gartengriller ziehen bis in nahegelegene Wohngebiete.

In der Natur entsorgtes Verpackungsmaterial „verzieren“ die Wege.

Hier finden Ratten reichlich Nahrung.



Der Schmäh mit der "Wunschschule"
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„Luxus“ Wohnmodell Inter-ethnische Nachbarschaft

In Wien wird es dieser Tage
ernst mit dem Wechsel aus der
Volksschule in eine Sekundar-
stufe. Rund die Hälfte der
Noch-Volksschüler möchte da-
bei in eine AHS wechseln. Laut
Stadtschulrat kommen rund 97
Prozent aller Kinder in die
gewünschte Schule. Stimmt das
aber auch?

Die Situation an den
Gymnasien in Liesing

ist angespannt!

Denn vor einigen Wochen flat-
terten die Zu- bzw. Absagen
über die Aufnahme in einer
weiterführende Schule nach der
vierten Klasse Volksschule in
die Haushalte. Für viele der
Schock: Nach aktuellem Stand
und trotz guten oder sogar aus-

gezeichneten Schulerfolgs er-
halten viele Liesinger Volks-
schüler keinen Platz an ihrem
Wunschgymnasium, obwohl
sie ein Recht darauf hätten. Be-
sonders begehrt ist auch heuer
wieder das Bundesrealgymna-
sium in der Anton-Baumgart-
ner-Straße. Alleine hier muss-
te aber über 100 Kindern abge-

sagt werden.  Die Plätze
wurden nämlich über-
wiegend an Kinder mit
ausschließlich Einsern
seit der 3. Volksschul-
klasse, vergeben.

Jene Schüler, welche
eine Absage erhalten
haben, werden in den
nächsten Tagen an der
von ihnen angegebenen
zweiten "Wunsch-

schule", zu einem Vorstellungs-
gespräch eingeladen. Eine Auf-
nahmegarantie gibt es auch
dort nicht. So kann man Pro-
bleme also schön reden!

Es bleibt dann nur die Hoffnung
darauf, dass erfahrungsgemäß
immer wieder Schüler auf ihren
Schulplatz verzichten und an-
dere auf der Warteliste dann
doch noch zum Zug kommen.

Oftmals ist nur ein längerer Schulweg die einzige
Alternative zur „Wunschschule“.

„Sie brauchen bei uns keinen
Pass, keine österreichische
Staatsbürgerschaft. Im Prinzip
steht unser Projekt allen Inter-
essenten offen, die die Konditi-
onen für den Bezug einer ge-
förderten Wohnung erfüllen.“

Mit diesen Worten wurde für das
Inter-ethnische Wohnbauprojekt
der gemeinnützigen Wohnbau-
vereinigung der URBAN Bau
geworben. Im April 2000 wurde
der Wohnbau „In der Wiesen“,
Anton-Baumgartner-Straße 129
mit 300 Bewohnern aus 17 Nati-
onen besiedelt. Dabei sollten 50%
der 140 Wohnungen an Öster-
reicher und 50% an Zuwanderern
vergeben werden.

Spezielle Kennzeichen der
Planung waren  vorgegeben

Ausreichend Platz für Rückzug
und Begegnung - insgesamt
1.236,00 m², verteilt auf :

- Veranstaltungsraum (312 m²)

- 4 Gemeinschaftspenthäuser
mit Dachterrassen (zusammen
120 m²)

- 4 überdachte Gemeinschafts-
loggien (gesamt 180 m²)

- Kinderspielraum (51 m²)

- tagesbelichteter Waschsalon
mit Sichtkontakt auf den
eigenen Kinderspielplatz

- Wellnessbereich mit Sauna,
Dampfbad, Sitzecken und
Ruhezone (209 m²) (Burka-
zwang?)

-  Abstellräume für Kinderwa-
gen, Räder (318 m2)

- Wohnungsgrößen von 44 bis
108 m². Die Erschließung der
Wohnungen erfolgt großteils
über Laubengänge, bunt ge-
färbte Fassadenflächen und
Loggienverbauten.

- Wiener Niedrigenergie-Stan-
dard, die Begrünung weiter

Teile der Dachflächen und
durch die Südorientierung aller
vier Baukörper; Brauchwasser-
brunnen, Demonstrationsflüss-
chen, Fotovoltaik- Element im
begrünten Innenhof; zwei
Dachgärten-Reihen, die von
den Bewohnern zu blühenden
Vegetationsebenen und zu
einem Mikrokosmos für nach-
barschaftliche Begegnung aus-
gestaltet werden sollten.

- In der Übergabephase stand
den Mietern ein mehrspra-
chiges Serviceteam zur Seite,
temporär auch das Angebot
einer kostenfreien Kinderbe-
treuung.

- Hausbetreuung: In der Wohn-
hausanlage wurde ein Haus-
meister mit technischer Aus-
bildung, Erfahrung in Betriebs-
führung und hohen kommuni-
kativen Qualitäten betraut, der
überdies Migrationshinter-
grund aufweist.

Die vielsprachige Herkunft der
Bewohner machte auch Ge-
meinschaftssatellitenanlagen,
kombiniert mit flexiblen Relais-
stationen notwendig, um den
Empfang von bis zu 84 weltwei-
ten TV- und Radioprogrammen
bei höchster Qualität zu ge-
währleisten. Die Kosten dafür
wurden bereits teils in die Miete
inkludiert.

Keine Antworten auf
berechtigte Fragen

Da dieses Wohnbauprojekt für ei-
nen geförderten Wohnbau unge-
wöhnlich viel Luxus aufweist, hat
die FPÖ in der Bezirksvertretung
sowie im Gemeinderat Anfragen
dazu eingebracht. Dabei wollten
wir unter anderem wissen, wie
hoch die Kosten für dieses Wohn-
modell waren, wie hoch die lau-
fenden Kosten für die Betreuung
der Bewohner ist, in welcher Höhe
das Projekt gefördert wurde bzw.
noch gefördert wird und ob der
ursprüngliche Verteilungsschlüssel

50% Österreich und 50% Zuwan-
derer verwirklicht wurde.

Man sollte glauben, dass diese
Fragen zu einem Projekt, dass den
Wiener Wohnbaupreis 2009 ge-
wonnen hat, leicht zu beantworten
gewesen wären. Leider konnte

oder wollte man uns keine Ant-
worten geben. Stellt sich nur
noch die Frage: „Warum
nicht“.  Ob mit solchen „Pre-
stige Projekten den zahlreichen
österreichischen Wohnungssu-
chenden, geholfen ist, ist mehr
als fraglich!

„Luxus“ Wohnmodell Inter-ethnische Nachbarschaft in der Anton-Baumgartner-Str. 129



Schon im Dezember 2011
stellte die FPÖ-Liesing eine
Anfrage an den Bezirksvor-
steher zum Thema „Straßen-
prostitution“…!

Grund dafür war das im No-
vember 2011 geänderte Prosti-
tutionsgesetz und die Befürch-
tung, dass dadurch in Liesing
ein Straßenstrich mit allen ne-
gativen Begleiterscheinungen
entstehen könnte. Bezirksvor-
steher Wurm amüsierte sich
damals noch über unsere An-
frage und hielt einen Straßen-
strich in Liesing für ausge-
schlossen.

Liesing ist Zentum des
Straßenstrichs

Heute ist Liesing Zentrum des
Straßenstrichs und wir haben
leider mit unseren Befürch-
tungen wieder einmal Recht
behalten.

Tagtäglich stehen die Prosti-
tuierten - bewacht von bulga-
rischen und rumänischen Zu-
hältern - entlang der Brunner
Straße und der Perfektastraße.

Die Folgen sind:

- Belästigte Anrainer;

- Gefährdung der
Verkehrssicherh-
eit durch aggres-
sives Werben;

- Verschmutzung der
Umgebung durch Taschen-
tücher, Kondome und Fäka-
lien;

- Belastung der Steuerzahler
durch die täglichen Reini-
gungsarbeiten;

- Folgekriminalität.

Unzumutbare
Zustände für Anrainer

und Betriebe

Die Prostituierten dürfen dank
ihrer Schutzpatronin, der SPÖ-
Stadträtin Frauenberger, zwar
ihre Freier im Liesinger Indus-
triegebiet legal anwerben, die
Ausübung im öffentlichen
Raum ist allerdings verbo-
ten. Deshalb weichen sie auf
private Firmenparkplätze
und dunkle Nebenstraßen
aus - auch im Wohngebiet.
Der betroffene Bereich zieht
sich von der Franz-Parsche-
Gasse in Liesing bis zur
Kugelmannsiedlung in Erlaa.

Die Bürger haben jetzt die
Nase gestrichen voll und viele
befürchten auch noch eine
Wertminderung ihrer Liegen-
schaften. „Ein Grundstück

in der Nähe eines Straßen-
strichs will natürlich kaum
jemand erwerben!“, so eine
Anrainerin.

Auch für die umliegenden Be-
triebe bedeutet der Straßen-
strich eine unzumutbare Be-
lastung. Auf den Firmenpark-
plätzen finden sich jeden
Morgen die Spuren des nächt-
lichen Treibens. Die ge-

brauchten Kondome „ver-
schandeln“ auch die Kunden-
parkplätzen der nahegelege-
nen Supermarktketten „Billa“
und „Hofer“. Einige Betriebe
haben deshalb ihr Gelände be-
reits mit Schranken versehen.

FPÖ prüft rechtliche Schritte
gegen Bordellbusse

Seit einiger Zeit werden von
den Zuhältern auch Kleintrans-
porter eingesetzt. Die Fahrzeu-
ge stehen entlang der Brunner
Straße sowie auf der Perfekta-
straße gegenüber der Bäckerei
„DerMann“.

Rot/Grünes Wien ist das
einzige Bundesland mit

legaler Straßenprostitution

Seit Jahren fordert die
FPÖ ein Verbot der
Straßenprostitution
für das gesamte Wie-
ner Stadtgebiet, statt
dessen sollen „Lauf-

häuser“, die entsprechende
Sicherheits- und Hygiene-
standards erfüllen, außer-
halb von Wohngebieten ge-
nehmigt werden.

Wir Freiheitliche werden
die Betroffenen jedenfalls
nicht in Stich lassen und
weiter für ein Ende der Stra-
ßenprostitution kämpfen!
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Prostitutionsgesetz ist völlig wirkungslos!

In solchen Kleintransportern gegenüber einer Großbäckerei bedienen die
Prostituierten ihre Kundschaft.

Artikel aus der Kronrnzeitung.

Die Liesinger Freiheitlichen setzen sich für ein Verbot des Straßenstrichs in
unserem Bezirk ein. Fortsetzung auf Seite 7

Inneneinrichtung eines „Bordell-Busses“.
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Ein  großer Teil der Fördergelder,
vor allem im Bereich der Integrati-
onsstadträtin, wird nicht, wie es
ihre Aufgabe wäre, für Integration
in Wien eingesetzt, sondern für oft
obskure (Gender)Projekte in Afri-
ka, Asien und Südamerika verwen-
det. Auf einige dieser seltsamen
Zahlungen haben wir bereits in der
letzten Ausgabe aufmerksam ge-
macht. Wir werden weiter auf die
gröbsten Missstände hinweisen.
Auch im Bereich „Kunst und Kul-
tur“ wird Seltsames gefördert.

Sadomaso und Natursekt
als förderwürdige Kultur

Sadomaso und Natursekt findet
man sonst nur auf einschlägigen
Seiten im Internet. Die „Kultur-
hauptstadt“ fördert solche Schwei-
nereien im Rahmen der Wienwo-
che mit 453.000.- € (!) - Unserem
Steuergeld. Nachstehend dazu ein
Auszug aus dem Gemeinderats-
wortprotokoll vom 25. März 2015
(GR EBINGER FP): “Letztes Jahr
unter dem Titel „Migrazija-yeah-
yeah“ war das Einzige, was wirk-
lich gemacht wurde, der Kopulati-

onsringball mit Natursektem-
pfang. Okay, jedem Tierchen sein
Pläsierchen, kann ich da nur sagen.
Das fällt ziemlich sicher schon
unter massives Minderheitenpro-
gramm, nur weiß ich gar nicht, was
das für einen Konnex zu Migrazija
hat …

Vom vorletzten Jahr kann ich mich
an mehr Dinge erinnern. Da gab es
ja auch die Natursektbar, als ihr
den Phettberg an den Baum in
Margareten gefesselt habt…
Dann kann ich mich erinnern an die
Dornenhecke, an die Brombeerhe-
cke, wo man sich anketten wollte,
an die Stadtfrucht. Letztes Jahr war
es eigentlich nicht mehr lustig. Der
flutschige Einlauf, na ja, okay,
und alle anderen Veranstaltungen.
Ich frage mich auch, es gibt ja kei-
nerlei Einnahmen von diesen Ver-
anstaltungen. Es gibt ja offenbar
keinen, der freiwillig für irgend-
eine Veranstaltung Eintritt zahlt.
Die 453.000.- € gibt die Stadt
Wien, sonst gibt da keiner was“.

Nachsatz: Und die (noch christli-
che?) ÖVP stimmte zu und
wurde dafür mit 400.000.- € aus
dem Stadtsäckel für ein eigenes
Fest bei der Stange gehalten. Ob
diese „Festerl“ wirklich von den
traditionellen SP Wählern gebilligt
werden, können wir dann im
Herbst bei der Wahl beobachten.

Geld fürs Ausland und Ferkeleien!

„In der Wiesen Ost“ – Bürgerproteste zeigen Wirkung
Die jahrelangen Proteste gegen
Stadträtin Vassilakous Lieblings-
projekt „Urban Gardening“ „In
der Wiesen Ost“ waren anschei-
nend nicht umsonst. Nachdem
sich, auf Drängen von uns Frei-
heitlichen, die Bezirksvertretung
im März  in einer Stellungnahme
gegen das Projekt ausgesprochen

hatte, scheint Bewegung in die
Sache gekommen zu sein. Nur
die Grünen hatten in der Sit-
zung gegen eine Reduktion der
Bauhöhe und gegen die Erhö-
hung der Parkplätze gestimmt.

Bürger zwingen die
„Grünen Monster-

bauten“ in die Knie

Nun  sollen die viel kritisierten
60 Meter hohen Wohntürme auf
35 Meter reduziert werden.
Ebenso wird die Anzahl der
vorgeschriebenen  Parkplätze

aufgestockt. Voran gegangen
waren leidenschaftliche Pro-
teste der Anrainer, die im März,
vor dem Amtshaus in Liesing
ihren Höhepunkt erreichten.
Konkrete Pläne liegen dem Be-
zirk derzeit noch nicht vor, eine
„Umgehungslösung“ ist des
halb noch immer zu befürchten.

Bürgerversammlung und
Petition in Vorbereitung

Deshalb haben, auf Anregung
der FPÖ, alle Fraktionen ei-
nen Antrag auf Abhaltung ei-
ner Bürgerversammlung zu
diesem Thema eingebracht.
Sobald es konkrete Pläne gibt,
soll der Termin dafür bekannt
gegeben werden. Zur Absiche-
rung ihrer Forderungen, sam-
meln die Anrainer Unterschrif-
ten für eine Petition gegen das
Bauvorhaben. Mittlerweilen
haben schon 1000 (!) Bürger
die Petition unterzeichnet.

Artikel aus der „Heute“.

Kreuzungsbereich
Futterknechtgasse /

Premgasse entschärft

Obwohl der Kreuzungsbereich
Futterknechtgasse/Premgasse
mit einem unbedingten Halte-
gebot (Stopptafel) versehen ist,

kam es in den vergangenen
Jahren immer wieder zu Unfäl-
len. Dabei wurden auch Schä-
den an umliegenden Grund-
stückseinzäunungen verursacht.

Auf Grund unseres  Antrages
wurde nun ein weiterer Ver-

such unternommen,
den  Kreuzungsbe-
reich zu entschär-
fen. Dafür wurde
die Stopptafel por-
talartig eingerichtet
und eine zusätzliche
Stopptafel auf der
linken Seite ange-
bracht.

Für Sie erreicht …

Die Verkehrsicherheit der Straßenkreuzung wurde erhöht.

Fortsetzung von Seite 6

Beschwerden der Anrainer
werden vertuscht

Von der zuständigen Stadträtin,
wird immer wieder behauptet,
dass es kaum Beschwerden
über den Straßenstrich gäbe
und dass folglich alles in
Ordnung sei. Die Anzahl der
uns bekannten Beschwerden
deckt sich nicht mit diesen
Angaben. Dieser Umstand lässt
nur eine Schlussfolgerung zu:

„Stadträtin Frauenberger re-
det Beschwerden klein und
unternimmt nichts  gegen die
Missstände, denen die Anrai-
ner ausgesetzt sind.“

Ein guter Rat: Wer sich be-
schweren möchte, sollte dies
schriftlich per Mail machen und
eine Kopie davon aufbehalten.

Steuerhinterziehung
amtlich geduldet?

Der Straßenstrich in Liesing hat
aber auch einen finanzrecht-
lichen Aspekt. Es stellt sich
nämlich die Frage, inwieweit
hier eine offenkundige Steuer-
hinterziehung, unter den Augen
der Öffentlichkeit - toleriert
wird. Wenn Stadträtin Frau-
enberger weiterhin den Stra-
ßenstrich toleriert, dann to-
leriert sie auch den damit
verbundenen Steuerbetrug.



In eigener Sache

Nur wenn Sie uns rasch informieren,
können sich unsere Bezirksräte auch
rasch für Sie und Ihre Anliegen ein-
setzen. Helfen Sie uns, Liesing für Sie
schöner und lebenswerter zu machen.

Die Sprechstunden unserer
Bezirksräte finden Sie auf

unserer Homepage:

www.liesing.fpoe-wien.at

In dringenden Fällen sind wir für
Sie auch am Wochenende und in

der Ferienzeit erreichbar:

Bezirksparteiklubobmann
BR Roman Schmid

Tel.: +43(0) / 664-4414075
E-Mail: roman.schmid@fpoe-wien.at

BR Ing. Wolfgang Ulbrich
Tel.: +43(0) / 680-2050815

E-Mail: wolfgang.ulbrich@fpoe-wien.at

BR Sabine Kotasek
E-Mail: sabine.kotasek@fpoe-wien.at

BR Pavel Vlcek
E-Mail: pavel.vlcek@fpoe-wien.at
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Liesing ist Spitzreiter bei Feinstaubbelastung Das freie Wort -
Ihre Meinung zählt

Unter der Rubrik "Das freie Wort" geben wir
unseren Bürgern die Möglichkeit, ihre Meinung
zu aktuellen Bezirksthemen niederzuschreiben.
Beiträge können, im Einverständnis mit den
Verfassern, gekürzt werden. Die Redaktion.

Wir für Liesing - Ihre Ansprechpartner

Der Jahresbericht der Luft-
gütemessung des Umwelt-
bundesamtes, nennt Liesing
und Favoriten als  Bezirke
mit der höchsten Feinstaub-
belastung in Wien. Öster-
reichweit weisen nur noch
Graz, Leibnitz und Linz hö-
here Feinstaubwerte auf. Häu-
figste Feinstaubquellen sind
der Straßenverkehr, die In-
dustrie und der Hausbrand.

„Ein Dorf, das im
Verkehr erstickt!“

Treffend titelte die Wiener
Zeitung über Liesing: „Ein
Dorf, das im Verkehr er-
stickt!“ Das tägliche Ver-
kehrschaos in manchen Lie-
singer Bezirksteilen ist bereits
unerträglich - besonders in den
Westeinfahrten in Kalks-burg
und Rodaun. Liesing leidet vor
allem durch den starken
Pendlerverkehr   aus   Nieder-

österreich und den
zahlreichen Wohnbauvor-

haben ohne Verkehrskonzept,
mit der die Liesinger Be-
völkerung von der Rot/Grü-
nen Rathausregierung stetig
„zwangsbeglückt“ werden.

Feinstaub durch
Flugverkehr

Eine nicht zu unterschätzen-
de Feinstaubquelle ist der
Flugverkehr. In Untersu-
chungen stellte sich dieser
Feinstaub als besonders ge-
sundheitsschädlich dar.

Der Grund dafür ist, dass die
Feinstaubpartikel wesentlich
kleiner als die herkömmlichen
sind und dadurch viel tiefer in
die Lunge eindringen können.
Obwohl dieser Umstand durch
Studien belegt ist, bleibt der
Flugverkehr als Feinstaubver-
ursacher meist unerwähnt. Es
entsteht der Eindruck, als
wollten die Verantwortlichen
Stadtpolitiker diese Fein-
staubquelle verschweigen.

Die Liesinger Frei-
heitlichen haben des-
halb auch an der
Protestdemo vor
dem Parlament teil-
genommen.

FPÖ: Ausweitung
der Kernzone

dringender denn je

Um der Feinstaub-
problematik - auch
auf Bezirksebene -
entgegen zu wirken,
fordern wir seit Jah-
ren den Ausbau der
öffentlichen Ver-
kehrsmittel und die
Ausweitung der
Wiener Kernzone
auf die Umlandge-
meinden. Mit dieser

würden sich die Kosten
für die Einpendler aus den
Umlandgemeinden auf 365,- €
reduzieren und den Umstieg auf
die öffentlichen Verkehrsmittel
attraktiver machen. Eine Maß-
nahme von der alle Beteiligten
profitieren würden. Die Aus-
weitung der Kernzone kostet
natürlich, aber solange Geld
für „Ampelpärchen“ und
singende Kanaldeckel aus-
gegeben wird, sollte unser
Geld vorrangig für Maßnah-
men eingesetzt werden, die
unsere Gesundheit schützen
und helfen die Verkehrs-
situation in Liesing zu ver-
bessern!
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